N i e d e r s c h r i f t 

über die Sitzung der Ratsversammlung am 23. Dezember 1992 

Öffentliche Sitzung

Beginn: 14.11 Uhr

                          Ende: 15.39 Uhr

Sitzungsunterbrechung:
./.

Vorsitz:

Stadtpräsidentin Reyer

1. Schriftführer/in:
Frau Schalow

2. Schriftführer/in:
Frau Bashir-Fuchs

Ratsmitglieder:

Frau Bashir-Fuchs, Herr Biallowons, Herr Breitkopf,




Herr Diekelmann, Herr Diesel, Herr Diester,

Herr Dittrich, Herr Finger, Herr Gebhardt, Herr Dr. Graner, Herr Dr. Haass, Frau Helmig, 

Frau Jöhnk, Herr Kaiser, Frau Krabbenhöft, Frau Kühl, Herr Kühlmorgen, Frau Lebert, Frau Lentz,

Frau Lindner, Herr Löwner, Herr Malonn, Herr Möller, Herr Moriz, Herr Nieländer, Frau Nitschke-Frank,

Frau Pahnke, Frau Pfitzner, Herr Plath, Frau Potjans, Herr Raupach, Herr Dr. Reimers, Frau Reyer,

Herr Rogacki, Frau Schalow, Frau Schattke, Herr Schmidt-Brodersen, Frau Schuckenböhmer, 

Herr Schultz, Frau Siebke, Herr Silz, Herr Sonderfeld, Herr Stein, Herr Tewes, Herr Tschorn, Herr Tovar,




Herr Voigt, Herr Witt, Herr Wunder

Es haben sich

entschuldigt:

Herr Dittrich, Herr Finger, Herr Dr. Graner,




Frau Krabbenhöft, Frau Kühl, Herr Moriz,




Frau Pfitzner, Frau Potjans, Frau Schattke,




Herr Schmidt-Brodersen, Herr Schultz

Es kommen später:
Herr Biallowons

Hauptamtliche

Magistratsmitglieder:
Oberbürgermeister Luckhardt

Bürgermeister Dr. Möllenhoff

Stadtbaurat Dr. Flagge, Stadtrat Dr. Kirschnick, Stadtrat Schirmer, Stadtrat Schroedter, Stadtschulrat Zimmer

Es haben sich

entschuldigt:
./.

Außerdem sind anwesend: 
Mitglieder der Ortsbeiräte, Amtsleiter/innen und weitere Mitarbeiter/innen der Landeshauptstadt Kiel

Diese Niederschrift

hat gefertigt:

Herr Thode (Hauptamt)

1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlußfähigkeit 

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) eröffnet die Sitzung und begrüßt die


Anwesenden.

Sie teilt mit, daß sich 11 Ratsmitglieder entschuldigt haben und 1 Ratsmitglied später kommt, so daß zu Beginn der Sitzung 37 und später 38 Mitglieder der Ratsversammlung anwesend sein müßten.

2. Genehmigung der Tagesordnung

Die Tagesordnung ist rechtzeitig - 7 Tage vorher - zugestellt worden. Weiteres Beratungsmaterial innerhalb einer Zusammenstellung ist nicht nachgereicht worden.

Die Dringlichkeit der außerhalb einer Zusammenstellung auf den Tisch gelegten Drs. 700, die als Tagesordnungspunkt 12 der nichöffentlichen Sitzung eingeordnet wird, wird einstimmig anerkannt.


Wortmeldungen liegen nicht vor.


Damit ist die Tagesordnung in der vorliegenden Form genehmigt.

3. Betreff:  Verlängerung der Veränderungssperre Nr.40 für den    - Drs. 841 ​Geltungsbereich des in der Aufstellung befindli-  

chen Bebauungsplan Nr. 579 für das Baugebiet Kiel​Hassee, südlich Rendsburger Landstraße 97 - 135, westlich der Bebauung Wulfsbrook, nördlich Töpfer​grube, östlich der Wohnanlage Rendsburger Land-   straße 157                                        


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag: 

Die beigefügte Satzung der Landeshauptstadt Kiel über die Verlängerung der Veränderungssperre Nr. 40 für den Geltungsbereich des in der Aufstellung befindlichen Bebauungsplan Nr. 579 für das Baugebiet Kiel-Hassee, südlich Rendsburger Landstraße 97 - 135, westlich der Bebauung Wulfsbrook, nördlich Töpfergrube, östlich der Wohnanlage Rendsburger Landstraße 157, wird be​schlossen.


- Endgültiger Beschluß durch die Ratsversammlung -


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

4. Betreff:  Einziehung von Straßen                               - Drs. 842 


​hier: Seekamper Kirchensteig                      


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag: 

Die Straßenaufsichtsbehörde wird gebeten, den Seekamper Kirchensteig gem. § 8 Abs. 2 des Straßen- und Wegegesetzes für das Land Schleswig-Holstein (StrWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Januar 1979 (GVOBl. Schl.-H. S. 163), geändert durch Gesetz vom 21. März 1989 (GVOBl. Schl.-H. S. 44), den Seekamper Kirchsteig einschließlich der Zuwegung zum Schilksee​Wanderweg für den öffentlichen Fußgängerverkehr einzuziehen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

5. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle       - Drs. 843 



​58.540 - Öffentliche Grün- und Parkanlagen;       



Grundsteuern und sonstige Grundstücksabgaben      


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag: 

Bei der Haushaltsstelle 58.540 - öffentliche Grün- und Parkanlagen; Grund​steuern und sonstige Grundstücksabgaben - wird einer übermäßigen Ausgabe von 50.330,00 DM zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Mehreinnahmen bei der Haushaltsstelle


602.111 - Tiefbauamt; Gebühren für die Benutzung der Straßen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

6. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle       - Drs. 



844 ​58.572 - öffentliche Grün- und Parkanlagen;       

sonstige Verbrauchsmittel                         


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag: 

Bei der Haushaltsstelle 58.572 - öffentliche Grün- und Parkanlaen; sonsitge Verbrauchsmittel - wird einer überplanmäßigen Ausgabe von 50.000,00 DM zu​gestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Mehreinnahmen bei der Haushaltsstelle


602.111 - Tiefbauamt; Gebühren für die Benutzung der Straßen.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

7. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle       - Drs. 845 ​



75.572 - Feuerbestattung und Friedhöfe; sonstige  



Verbrauchsmittel und Anstaltsbedarf               


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag: 

Bei der Haushaltsstelle 75.572 - Feuerbestattung und Friedhöfe; sonstige Verbrauchsmittel und Anstaltsbedarf - wird einer überplanmäßigen Ausgabe von 70.000,00 DM zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Mehreinnahmen bei der Haushaltsstelle


602.111 - Tiefbauamt; Gebühren für die Benutzung der Staßen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

8. Betreff:  Änderung der allgemeinen Tarifpreise für Strom       - Drs. 850 ​



der Stadtwerke Kiel AG zum 01.01.1993             


Berichterstatter:  Stadtschulrat Zimmer


Antrag: 

Der Vertreter der Landeshauptstadt Kiel in der Gesellschafterversammlung der Versorgung und Verkehr Kiel GmbH wird angewiesen, in der Gesellschaf​terversammlung oder im schriftlichen Verfahren gemäß § 12 Abs. 4 Satz 2 des Gesellschaftsvertrages folgendem Beschluß zuzustimmen:

"Ab 1. Januar 1993 gelten im Versorgungsgebiet der Stadtwerke Kiel AG die neuen in der Anlage 1 aufgeführten Tarifpreise für die Versorgung mit Strom sowie die Neufassung des Tarifpreise für die Versorgung mit Strom sowie die Neufassung des Tarifwortlautes - Anlage 2".


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit - bei 2 Enthaltungen

9. Betreff:  Änderung der Allgemeinen Tarifpreise für Gas         - Drs. 851 -

der Stadtwerke Kiel AG zum 01.01.1993             


Berichterstatter:  Stadtschulrat Zimmer


Antrag: 

Der Vertreter der Landeshauptstadt Kiel in der Gesellschafterversammlung der Versorgung oder im schriftlichen Verfahren gemäß § 12 Abs. 4 Satz 2


des Gesellschaftsvertrages folgendem Beschluß zuzustimmen:

"Der Absenkung des Grundpreistarifes II der Allgemeinen Tarifpreise für Gas (Heizzwecke) um 0,2 Pf/kWh zum 1. Januar 1993 wird zugestimmt.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit - bei 3 Gegenstimmen u. 2 Enthaltungen

10. Betreff:  Änderung der Wasserpreise der Stadtwerke Kiel AG     - Drs. 852 



​zum 01.01.1993                                    


Berichterstatter:  Stadtschulrat Zimmer


Antrag:

Der Vertreter der Landeshauptstadt Kiel in der Gesellschafterversammlung der Versorgung und Verkehr Kiel GmbH wird angewiesen, in der Gesellschaf​terversammlung oder im schriftlichen Verfahren gemäß § 12 Abs. 4 Satz 2 des Gesellschaftsvertrages folgendem Beschluß zuzustimmen:

"Ab Januar 1993 gelten im Versorgungsgebiet der Stadtwerke Kiel AG die neuen in der Anlage 4" (zur Vorlage der Stadtwerke Kiel AG vom 14.10.1992) "ausgeführten Tarifpreise für die Versorgung mit Wasser."


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit- bei 2 Enthaltungen

11. Betreff:  Neufestsetzung des KVAG-Fahrtarifs zum 01.01.1993    - Drs. 853 ​Berichterstatter:  Stadtschulrat Zimmer


Antrag: 

Der Vertreter der Landeshauptstadt Kiel in der Gesellschafterversammlung der Versorgung und Verkehr Kiel GmbH wird angewiesen, in der Gesellschafts​versammlung oder im schriftlichen Verfahren gemäß § 112 Abs. 4 Satz 2 des Gesellschaftsvertrages einem Beschluß gemäß dem Wortlaut des Antrages der als Anlage beigefügten Vorlage der Kieler Verkehrsaktiengesellschaft vom 22.07.1992 zuzustimmen.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit - bei 7 Gegenstimmen

12. Betreff:  Rahmengenehmigung für befristete tarifliche          - Drs. 854 ​Sonderangebote der KVAG                           


Berichterstatter:  Stadtschulrat Zimmer


Antrag: 

Der Vertreter der Landeshauptstadt Kiel in der Gesellschafterversammlung der Versorgung und Verkehr Kiel GmbH wird angewiesen, in der Gesellschaf​terversammlung oder im schriftlichen Verfahren gemäß § 12 Abs. 4 Satz 2


des Gesellschaftsvertrages folgendem Beschluß zuzustimmen:

"Die dem Vorstand der KVAG und der Geschäftsführung der VVK erteilte Rah​mengenehmigung für befristete tarifliche Sonderangebote wird über den 30. September 1992 hinaus auf unbefristete Zeit verlängert."


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit-

13. Betreff:

Überplanmäßige Ausgaben zur Förderung des ÖPNV
 - Drs. 855 -


Berichterstatter:  Stadtrat Dr. Kirschnick


Antrag:


Zugestimmt wird


1. der Leistung überplanmäßiger Ausgaben bei



1.1 der Haushaltsstelle 63.808.950usgaben bei




- Sofortprogramm zur Verbesserung des






öffentlichen Nahverkehrs - in Höhe von

15.000,00 DM



1.2 der Haushaltsstelle 791.001.985




- An die KVAG zur Förderung des ÖPNV -




in Höhe von

65.000,00 DM


2. der Leistung einer außerplanmäßigen Ausgabe



bei der Haushaltsstelle 791.591 - Werbung für



die Tarif- und Verkehrsgemeinschaft Kieler



Umlang - mit dem Vermerk: übertragbar

25.000,00 DM



zusammen
105.000,00 DM








=============


Die Deckung erfolgt durch Mehreinnahmen bei den Haushaltsstellen



3.1  63.808.361 - Vom Land für Maßnahmen zur





Verbesserung des öffentlichen Nahverkehrs -





in Höhe von

15.000,00 DM



3.2  791.001.361 - Vom Land für den ÖPNV -





in Höhe von

65.000,00 DM



3.3  791.171 - Zuweisung des Landes für den





öffentlichen Personennahverkehr -





in Höhe von

25.000,00 DM



zusammen
105.000,00 DM








=============


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

14. Betreff:

Genehmigung von Entscheidungen des
 - Drs. 875 -

Oberbürgermeisters gemäß § 82 GO                  


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling


Antrag: 

Den in der anliegenden Liste aufgeführten Entscheidungen gemäß § 82 GO in


Höhe von insgesamt 66.224,42 DM wird zugestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -                       

15. Betreff:

Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle
 - Drs. 911 -

3500.544 - Gebäudereinigung -                     


Berichterstatter:  Stadträtin Lentz


Antrag: 

Bei der Haushaltsstelle 3500.544 - Gebäudereinigung - wird gem. § 82 Ge​meindeordnung einer überplanmäßigen Ausgabe bis zur Höhe von 21.000,00 DM zugestimmt.

Gleichzeitig werden bei der Haushaltsstelle 3500.4 - Personalausgaben -


21.000,00 DM gesperrt.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

16. Betreff:  Vereinbarungen zur Verbesserung der Verkehrs-        - Drs. 913 ​verhältnisse auf dem Ostufer der Kieler Förde     


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:

Den Entwürfen für Vereinbarungen zur Baudurchführung der B 502 sowie zur

Verbesserung des öffentlichen Personennahverkehrs auf dem Ostufer der Kieler Förde in der vom Magistrat am 10.12.1992 beschlossenen Fassung (Anlagen) wird zugestimmt.

Ratsherr   W u n d e r    (CDU) bringt namens seiner Fraktion folgenden


Alternativantrag ein:

"Die Entwürfe für Vereinbarungen zur Baudurchführung der B 502 sowie zur Verbesserung des öffentlichen Personennahverkehrs auf dem Ostufer der Kie​ler Förde in der vom Magistratz am 10. Dezember 1992 beschlossenen Fassung wird mit folgenden Änderungen zugestimmt:

Die Verkehrssituation auf dem Ostufer der Förde und in der Stadt Kiel fordert den Neu- und Umbau der B 502 und der Schönkirchener Straße.

Begleitet werden muß diese Maßnahme von einer Verbesserung des ÖPNV's im Gesamtbereich, an der der Kreis Plön entscheidend zu beteiligen ist. Die Einzelheiten dazu werden in einer gesonderten Vereinbarung zwischen dem Land, der Stadt Kiel und dem Kreis Plön festgelegt:

-  Die B 502 zwischen Brodersdorf und Schwentinebrücken-Nordknoten soll entsprechend Planfeststellungsbeschluß vom 21. Mai 1987 eingeschließlich ergänzendem Planfeststellungsverfahren mit Unterlagen vom 31. Mai 1990 und den Bebauungsplänen Nr. 646/647 - rechtsverbindlich seit dem 31. Ju​li 1984/7. Oktober 1983 - bzw. dem Bebauungsplan Nr. 650 sobald wie mög​lich realisiert werden.


-  Die Baumaßnahme soll wie folgt abgewickelt werden:



a) im Bereich der Straßenbaulast des Bundes:

Erstellung Planum und Kunstbauwerke für Gesamtmaßnahme einschließlich der erforderlichen Lärmschutzanlagen und

Fertigstellung und Inbetriebnahme einer zweibahnigen/vierspurigen Fahrbahn.



b) im Bereich der Baulast der Landeshauptstadt Kiel:

Bau der zweibahnige/vierspurigen Fahrbahn der Schönkirchener Straße einschließlich der erforderlichen Lärmschutzanlagen mit endgültigem Ausbau der Knotenpunkte Ostring, Oppendorfer Straße und Schönkirche-




ner Straße.

-  Die Baulastträger sorgen unverzüglich dafür, daß die erforderli​chen rechtlichen und finanziellen Voraussetzungen geschaffen wer​den. Sie stellen sicher, daß der Bau der B 502 neu in beiden Bau​lastbereichen zeitgleich in Betrieb genommen werden kann.

-  Die B 502 alt zwischen Brodersdorf und Schwentinebrücken-Nordkno​ten wird nach Inbetriebnahme der neuen B 502 von den jeweiligen Baulastträgern den geänderten Verkehrsverhältnissen angepaßt.

-  Soweit eine kommunale Baulastträgerschaft für den Bau der B 502 neu und den verkehrsgerechten Umbau der B 502 alt gegeben ist, wird das Land die Maßnahmen nach GVFG und FAG höchstmöglich för​dern."

Städtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt diesen Antrag alternativ zur


Verwaltungsvorlage Drs. 913 zur Abstimmung.


Dabei erhält die Drs. 913 die Mehrheit der abgegebenen Stimmen.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

17. Große Anfragen 

a) Asylbewerber in Kiel                                        - Drs. 741 


​Hierzu liegt folgende Große Anfrage  der CDU-Ratsfraktion vor:

Ergänzend zur Geschäftlichen Mitteilung im Sozialausschuß am 13. August 1992 wird der Magistrat um Beantwortung folgender Fragen gebeten:



1. a) Wieviele Asylbewerber halten sich z.Z. in Kiel auf? 

b) Wie hoch ist von ihnen der Anteil an Frauen, der Anteil der Männer? (Aufgeschlüsselt nach Altersgruppen) 

c) Wie hoch ist der Anteil der Familien mit Kindern? In welchem Alter sind die Kinder? 




d) Wieviele Asylbewerber sind seit dem 30. Juni 1992 neu





hinzugekommen? 




e) Wieviele Asylbewerber sind seit dem 1. Januar 1992 in Kiel





gemeldet? 




f) Aus welchen Staaten kommen die Asylbewerber? 

g) In welchen Herkunftsländern finden nach Ansicht des Magistrats keine politische Verfolgungen statt? 

h) Wie lange halten sich die Asylbewerber im Durchschnitt in Kiel auf? 

i) Wie hoch ist die Anzahl der in Kiel lebenden Asylbewerber, die anerkannt sind? (Aufgeschlüsselt nach Frauen/Männern/Familien mit Kindern/Herkunftsland) 




k) In welcher Form ist die Zurückweisung der in Kiel lebenden





Asylbewerber erfolgt? 




l) Wieviele Asylbewerber werden pro Jahr abgeschoben?



2. a) Wo sind die Asylbewerber in Kiel untergebracht? 





aa) In Gemeinschaftsunterkünften? 





bb) In Hotels? 





cc) In privaten Unterkünften? 

b) In welchen Statteilen Kiels befinden sich diese Unterbringungen? c) Welche Unterbringungsmöglichkeiten stehen noch zur Verfügung? 

d) Gibt es Angaben/Erkenntnisse über die Verweildauer in den genann​ten Unterkünften? 

e) Sind in Kiel Asylbewerber ohne festen Wohnsitz bekannt? Wenn ja, wieviele? 

f) Besteht die Absicht, Asylbewerber aber in Kieler Turnhallen unter​zubringen? 

3. a) Welche Gesamtkosten zur Unterbringung der Asylbewerber sind seit






Januar 1991 bis heute entstanden? 





b) Wer trägt die Kosten? (Aufgeschlüsselt nach Kostenträgern) 




c) Gibt es Möglichkeiten der Kostenreduzierung? 

d) Wird an einem Lösungskonzept gearbeitet, insbesondere in bezug auf Kosten, Unterbringung und Beschäftigung sowohl für die derzeitige Situation als auch für die Zukunft? Muß weiteres Personal zur Verfügung gestellt werden? 

4. a) Wie hoch ist die Zahl der Asylbewerber, die regelmäßig Sozialhilfe erhalten? 




b) Wie hoch ist der Umfang des Mißbrauchs der Sozialhilfe? 

c) In welcher Form erfolgt die Zurückzahlung der zu Unrecht bezogenen Sozialhilfe? 

d) Welche Möglichkeiten sind angedacht, um den Mißbrauch in Zukunft zu verhindern? 

e) Wie hoch ist die Zahl der Asylbewerber, die einer Beschäftigung nachgehen? 

5. a) Die Kinder der Asylbewerber unterliegen der deutschen Schulpflicht; wie werden die Kinder auf die Kieler Schulen verteilt? 

b) In welcher Form werden die Kinder an die deutsche Sprache herange​führt? 

6. a) In welcher Art werden die in Kiel lebenden erwachsenden Asylbewer​ber an die deutsche Sprache herangeführt? 

b) Wie hoch ist die Zahl derjenigen, die regelmäßig an einem Deutsch​kursus teilnehmen? (Aufgeschlüsselt nach Frauen/Männern und Al​tersgruppen) 




c) Wieviele davon beenden den Deutschkursus nicht?



7. a) Wie erfolgt die Betreuung der in Kiel lebenden Asylbewerber? 






aa) durch die Stadt? 

bb) durch die Kirchen? 

cc) durch Privatleute? 






dd) durch soziale Verbände? Um welche handelt es sich? 

b) Welche Begegnungsstätten zwischen Asylbewerbern und Kieler Bürgern gibt es? 

c) Wie werden sie frequentiert? (Aufgeschlüsselt nach Geschlecht und Alter) 

d) Welche Möglichkeiten sieht der Magistrat, die Kontakte zwischen Asylbewerbern und den Kieler Bürgern herzugestellen oder zu ver​bessern? 

e) Gibt es Erkenntnisse darüber, ob die in Kiel lebenden Asylbewerber an Gemeinschaftsveranstaltungen - z.B. der Sportvereine - teilneh​men oder sich in kulturellen Einrichtungen beteiligen? 


Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen         

18. Verschiedenes



I.  Fahrbücherei

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß ihr Unter​schriftensammlungen zur Erhaltung des Büchereibusses vorliegen.

Oberbürgermeister   Dr.   K e l l i n g   (SPD) teilt hierzu mit, daß der Beschluß der Ratsversammlung vom 10./11. Dezember 1992 im Augenblick auf seine Rechtmäßigkeit überprüft wird und behält sich einen Widerspruch vor.





Kenntnis genommen


II.  Finanzierung von Theaterbauten

Stadtschulrat    Z i m m e r   (CDU) gibt einen Überblick über die momentane Situation auf Landesebene.



Kenntnis genommen

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Stadtpräsidentin   R e y e r
(SPD) teilt mit, daß die nächste Sitzung der

Ratsversammlung am 21./22. Januar 1993 stattfinden wird und schließt die Öffentliche Sitzung.


Stadtpräsidentin
1. Schriftführer           2. Schriftführer


1. Stellv.
1. Stellv.                 2. Stellv.


Stadtpräsident
  Schriftführer              Schriftführer

